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Sitzungen imRathaus .InderkommendenWochetritt amDienstagum10Uhrvormittagsder

Wiener Stadtsenat zu einer Sitzung zusammen .Anschliessend an die Stadtse - ¬
natssitzung hält die Wiener Landesregierung eine Sitzung ab .

ZurWienerMilchkontrolle .
Wie die in den letzten Tagen in einigen Wiener Tagesblättern er¬

schienenen Artikel über die Milchversorgungzeigen ,ist durch denVortrag
des Professors Dr .Staffe von der Hochschule für Bodenkultur in Wienüber
die Wiener Marktmilch eine begreifliche Beunruhigung in der Bevölkerung
hervorgerufen worden ,da nach den Daratellungen des Gelehrten derEindruck
erwecktwerdenmusste ,dass bei der MilchversorgungWiensschwereMisstände

herrschen .
Die Direktion des Wiener Marktamtes sieht sich daher veranlasst ,die

Oeffentlichkeit über das Ergebnisder marktämtlichenMilchkontrolleauf
Grund der Gutachten der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchung inWien
zuinformieren .

In Erkenntnis der Bedeutungder Milchals Nahrungsmittelhatdas
Marktamtseit jeher der Kontrolle des MilchhandelsbesondercsAugenmerkzu¬
gewendet .Leider konnte es zumBeispiel im Jahre 1931 wegenständiger Arbeitdie
überbürdungder Bundesanstaltfür Lebensmitteluntersuchung,/dieeinzige
gesetzlich hiezu berufene Anstalt ist ,neben den 3653 Probenverschiedener
Lebensmittelnur 6193Milchprobenzur Untersuchungbringen .Trotzdieser
dem Marktamte auferlegten Beschränkung konnte durch intensive Kontrolltä¬

tigkeit die Zahl der Milchbeanstandungen ,die im Jahre 1927 bei offener
Ausschankmilchnoch27 ' 1Prozent betrugen ,im Jahre 1931auf 11 ' 7Prozent
herabgedrückt werden .

Die auffällige Differenz zwischendiesem Ergebnis derKontroll¬
tätigkeit und dem Resultate der Untersuchungen des Professors Dr .Staffe er¬
klärt sich daraus ,dass Professor Dr .Staffe seinen Untersuchungen andere
Richtlinien zugrundelegt ,als sie die Bundesanstalt für Lebensmitteluntersu¬
chung bei den für das Gerichtsverfahren massgebenden Gutachten verwendet .

So hat Professor Dr .Staffe einen Normalfettgehalt von ' 7Prozent
angenommen und alle Proben ,die weniger Fettgehalt zeigten,schon als " be¬
anstandet "bezeichnet ,währenddie Bundesanstalt fürLebensmitteluntersuchun
zur Beurteilung der für Wien in überwiegendem Masse in Betracht kommenden
Molkerei - Mischmilch die unterste Grenze mit ' 5Prozent annimmt .Professor
Dr .Staffe ist weit rigoroser als zum Beispiel das deutsche Milchgesetz ,das
für Marktmilch nur einen Fettgehalt von ' 7Prozent ,für Vorzugsmilcheinen
Fettgehalt von 3 Prozentnormiert .

Welche ausschlaggebende Verschiebung des Untersuchungsergebnisses
eine solche Aenderung der Grundlage nach sich zieht ,zeigt sich darin ,das .
bei Anwendungder Beurteilungsnormendes Professors Dr .Staffebeispiels¬
weise von 998 vomMarktamte im Jahre 1931 bei einigen Grossmolkereienab¬
genommenenProben 566 ,also 56 ' 7Prozent ,wegenEntrahmunghätten beanstan¬
det werden müssen ,während in Wirklichkeit nur bei ' 7Prozent der abgenomr
nenProbenAnlasszurBeanstandungdurchdie BundesanstaltfürLebensmitte.
untersuchunggegebenwar .

EbensowerdennachMitteilungder BundesanstaltfürLebensmittel¬
untersuchung die Milchproben auf Verschmutzung nach den Bestimmungen des
Codexalimentarius austriacus geprüft und bei Ueberschreitung derfestgeleg
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ten Grenzwertebeanstandet .Die Möglichkeit einer stärkeren Verschmutzung
ist vor allem bei Rohmilchgegeben ,die aus Einzelställen stammtundnicht
vermischtist ; solcheMilchdarf nachder Verordnungüber denVerkehrmit
KuhmilchohnevorherigemechanischeReinigungundPasteurisiorunginden
Handelgebrachtwerden .Allerdingsbeträgtdie AbgabesolcherMilchimKlein¬
handel nur ungefähr ' 5Prozent des täglichen Milcheinlaufes .

DievonProfessorDr .Staffemehrfachbeanstandeteungenügende
Pasteurisierunghat auchdas Marktamtunddie staatlicheUntersuchungs¬
anstalt beanstandet unddemGerichte zur Anzeigegebracht .DasMarktamt
wird auch weiterhin diese seine Kontrolltätigkeit fortsetzen .

WennProfessor Dr .Staffe auf Grundseiner Untersuchungenschärfe¬
re Bestimmungendes gegenwärtig geltenden Milchregulativs fordert ,soist
das Marktamtdarin mit ihmeiner Meinung ,umsomehr ,als es bereitsseiner¬
zeit anlässlich seiner Stellungnahme zum Verordnungsentwurf eine Reihe
gleichartiger Forderungen ,insbesondere für den Kleinverschleiss ,gestellt

hat .
Das Marktamthofft ,durch den Ausbauder bestehendenMilchverord- ¬

nungbald eine brauchbareHanchabezur Erzielung weiterer Erfolgeseiner
Kontrelltätigkeit zu erhalten ,kann aber gleichzeitig versichern ,dass auch
heute kein Anlasszur Beunruhigungüber die Qualität der WienerMarktmilch

vorliegt .

2.
BodenwertabgabevonunverbautenGrundflachen.

ZweiteVeranlagungsgeriode .
In demam29 .Jänner 1932 ausgesendeten Stück desLandesgesetz¬

blattes für Wien ist unter Nr .6 die Durchführungsverordnung zumGesetz
betreffend die Bodenwertabgabe/unverbautenGrundflächenfür diezweite
Veranlagungsperiode ,das ist vom1 .Jänner1932bis 31 .Dezember1933 ,er -¬
schienen .Ein grosser Teil der für die erste Veranlagungsperiode einge¬
reichten Selbsteinschätzungenist vomMagistrat nochnicht bearbeitet .Des¬
halb sieht die Verordnungvor ,dass jene Abgabepflichtigen ,die eineSelbst¬
einschätzung für die erste Veranlagungsperiode - wenn auch verspätet - be¬

reits eingebrachthabenundinderBewertungihres GrundeskeineAenderung
eintreten lassen wollen ,eine neue Selbsteinschätzung für die zweite Veran¬

lagungsperiodenicht einbringenmüssen .Dieerste Selbeteinschätzunggilt
dannauchfür die zweiteVeranlagungsperiode.NurjeneAbgabepflichtigen,
die fürdie erste Veranlagungsperiodeeine Selbsteinschätzungnichteinge¬
brachthaben ,sollenzurVermeidungderSäumnisfolgen( amtlicheBemessung)
eine Selbsteinschätzung für die zweite Veranlagungsperiode einbringen .Diese
Selbsteinschätzunghat mittels der amtlich aufgelegten Drucksorteinzwei¬
facher Ausfertigungbis längstens1 .Märzbei der Fachrechnungsabteilungdes
örtlich zuständigen magistratischen Bezirksamtes zugeschehen .

Grundeigentümer ,die von der Bodenwertabgabe befreit sind und
umdie Zuerkennungder Befreiungfür die erste Veranlagungsperiodeangesuch
haben ,müssenauchdann ,wennüberihr Befreiungsansuchennochnichtentschie
denwordenist ,nicht neuerdingsumBefreiungansuchen .Wenneine vonder
Abgabebefreite GrundflächedurchWegfallendesBefreiungsgrundesabgabe-¬
pflichtig wird ,so ist der Eigentümerselbstverständlichverpflichtet ,im
SinnedesParagraphen7 desGesetzesdie Veränderungsanzeigezuerstetten .
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Der neueWohnbausteuerzuschlag .
DasimWienerLandtagam15 .Jänner1932beschlosseneGesetzüber

dieZuschlägezurWohnbausteuerist imLandesgesetzblattfür Wienam29.Jänner 1932unter Nr . 5kundgemachtworden .
NachdiesemGesetzhat der Hauseigentümeroder seinStellvertre -¬

ter bis 5 .Februar1932demMagistratdie Mietgegenstände(selbstverständ-¬
lichunterAngabederNamenihrerInhaberundderBemessungsgrundlagen)
bekanntzugeben ,die in seinem Haus für den Zuschlag in Betracht kommen.
Zur Erleichterung hat der Magistrat für diese BekanntgabenamtlicheVor- ¬
drucke aufgelegt ,die von Montagmittags an bei denRechnungsabteilungen
der magistratischen Bezirksämter gegen Erlag dr Selbstkosten erhältlich
sind .DieseBekanntgabensindandie Fachrechnungsabteilungendermagistra¬
tischenBezirksämterzusenden .DieZuschläge- sie treffennurohnungen
mit einem Friedenszins von mehrals 1200 Kronenund Geschäftslokalemit
einemFriedenszinsvonmehrals 2400Kronen- hat der Hauseigentümerselbst
zuberechnen.DieMietersindverpflichtet ,dieZuschlägemitderbisheri¬
genWohnbausteuerzuHandendesHauseigentüners(Stellvertreters )zuer¬
legen ,unddieserhat sie gleichfallsmitder bisherigenWohnbausteuer,das
ist alsobislängstens15 .Februar,beiderKassedesmagistratischenBe¬
zirksamtessamtdemetwaauf ihn entfallendenZuschlageinzuzahlen .

DieZuschlägebetragenbei WohnungenmiteinerBemessungsgrund¬
lagevon . 201bis1800KroneneinVierteldesjetzigenSteuerbetrages,von
. 801bis . 400KronendieHälfte,von. 0lbis . 000KronendreiViertel,

von . 001bis . 600Kronen das Einfache und von 3601 bis 1000 Kronendas
Eineinhalbfachedes jetzigenSteuerbetrages .BeiBemessungsgrundlagenüber

. 000KronenwerdendieZuschlägefolgendermassenerrechnet: Vonderjetzt
geltendenBemessungsgrundlagewird ' 68Prozentberechnet .Dasist die

monatliche Gesamtsteuerleistung ( bisherige Steuer samt Zuschlag )in
Schillingab 1 .Februar1932 .WennmandavondenbisherigenmonatlichenSteuer¬
betragabzieht ,erhältmandenneuenmonatlichenZuschlag .Tasgilt biszu
einer Bemessungsgæundlagevon12 . 878Kronen .WohnungenmithöherenBemes¬
sungsgrundlagenhabenkeinenZuschlag ,sondernnurdiebiherigeSteuerzu

zahlen .
BeiGeschäftenmiteinerBemessungsgrundlagevon. 40lbis. 000

KronenbetragendieZuschlägeeinVierte ! ,von . 001bis . 600Kronen
dieHälfteundvon . 601bis . 600Kronen( beifremdenzimmerabgabepflich¬
tigenBetriebenbis16. 037Kronen)dasEinfachedesjetzigenSteuerbetra¬
ges .Bei Bemessungsgrundlagen über . 600Kronen ( bei fremden zimmerabgabe¬

pflichtigenBetriebenüber16. 037Kronen)werdendiemonatlichenZuschläge
folgendermassenerrechnet :Vonder bisherigenBemessungsgrundlagewird

' 68Prozenterrechnet .DieserBetragist die monatlicheGesamtsteuer¬
leistung(bisherigeSteuersamtZuschlag)in Schillingab1 .Februar1932.
WennmandavondenbisherigenmonatlichenSteuerbetragabzieht,erhältman
den monatlichen Zuschlag .

DasneueGesetzenthält die Bestimmung,dass jeneSteuerpflich¬
tigen ,die ausser Wohnbausteuerauch Fremdenzimmerabgabe ,Lustbarkeitsab¬
gabe oder Nahrungs -oder Genussmittelabgabe zu zahlen haben ,auf die Zah¬
lungenandiesenAbgabendenWohnbausteuerzuschlaganrechnenkönnen .Die¬
seAnrechnunggeschiehtin folgenderWeise:DerSteuerpflichtigehatunter
allen Umständenden Wohnbausteuerzuschlagzusammenmit der sonst aufihn
entfallendenWohnbausteuernormalzuentrichten .DafürkönnendieZahlun¬
genanAbgabenderobenbezeichnetenArt ,die imselbenMonatfälligwerden,68
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in dem der Wohnbausteuerzuschlag fällig ist ,um den Betrag desWohnbau¬
steuerzuschlages gekürzt werden .Wird durch diesen Abzug der Wohnbausteuer - ¬
zuschlagin einemMonatnicht ganzaufgebrauchtoderergibt sich ineinem
MonatüberhauptkeineFälligkeitandengenanntendreiAbgaben,sokannder
verbleibendeRestdesZuschlagesoderimletzteren Fall der ganzeZuschlag
nochauf Fälligkeiten der genanntenAbgabenin den nächsten 11Monaten
angerechnetwerden .In der Rechnungslegungüber die genanntendreiAbgaben
tritt keineAenderungein .DerBetrag ,derbei derZahlungin Abzuggebracht
wird ,ist in der betreffenden Abrechnunggenauzubezeichnen .

KommtfürdieAnrechnungnureinTeildesWohnbausteuerzuschlages
in Betracht ,weil der abgabepflichtige Betrieb nicht in allenwehnbausteuer-¬
pflichtigenRäumenausgübtwird ,so ist dieserTeil in dererwähntenErklä-¬
rung bis zu einer Festsetzung durch die Behördeschätzungsweiseeinzu¬
bekennenundkannvorläufigmitdiesemBetragangerechnetwerden.

Aktion"Winterhilfe".
Die Ausgabe vonLebensmittelpaketen .

Die „ Winterhilfe "hat bisher zweimal Lebensmittelpakete verteilt ;
insgesamt wurden rund 140 . 000Pakete ausgegeben .Dabei haben nicht nur die

ausgesteuerten Arbeitslosen ,sondern auch eine sehr grosse Zahl anderer
Bedürftiger Lebensmittelpaketeerhalten .Bei der zweiten Fusgabeergab
sich die Netwendigkeit einer schärferen Kontrolle ,sodass ungefähr

60 . 000Lebensmittelpakete- bei der ersten Ausgabewarenes 80 . 000- ¬
verteilt wurden .Dadie Aktion „Winterhilfe "noch einige Monate ,bis in
den April ,dauernsoll ,ist es notwendig ,schonjetzt eine richtige Ein¬
teilung vorzunehmen,damitdie Mittelwirklichvorhandensind ,ausdenen
auchnochimAprilLebensmittelpaketevergebenwerdenkönnen .Sakönnen
auchbei der jetzt stattfindendendritten Ausgabenicht wiebei derersten
80 . 000 ,sondern nur rund 60 . 000Lebensmittelpakete verteilt werden .Dies
führte zu einer Aufteilung der vorhandenen Lebensmittelanweisungen auf
die einzelnen Bezirke nach demaus den bisherigen Erfahrungengewonnenen
Schküssel .DieNachricht ,dass keine Lebensmittelpaketemehrausgegeben
werden ,ist vollkommenunrichtig .*

Geehrte Redaktion !Stadtrat Professor Dr .Tandler ersucht ,die
vorstehendeNotiz ungekürztzubringen .

Gebührenfür die Vieh -undFleischbeschau .
Wie der Magistrat mitteilt ,beträgt die Grundgebuhr für die

amtlichenUntersuchungenvonViehundFleisch für die Zeit vom1 .bis
29 .Februar ' 37Schilling .Die Grundgebührfür die tierärztlichen Un¬
tersuchungen von Tieren ,die in einer Wiener Eisenbahn -oder Schiffsta .
tion ein -undausgeladenwerden ,ist gleichfalls mit ' 37Schillingfest¬
gesetztworden.

SühneverhandlungenbeimGemeindevermittlungsamtNeubau.
DienächstenSühneverhandlungenbeimGemeindevermittlungsamt

Neubaufinden am . ,10 . ,17 .und 24 .Februar statt .Die Verhandlungenwerden
im Büredes Beziekrvorstehersabgehalten undbeginnenum10 Uhr30

vormittags .
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